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Kurztitel 

Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern (Slowakei) 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 34/1979 

Typ 

Vertrag – Slowakei 

§/Artikel/Anlage 

Art. 23 

Inkrafttretensdatum 

01.01.1993 

Index 

39/03 Doppelbesteuerung 

Beachte 

1. vgl. die „synthetisierte“ Version des DBA Slowakei plus MLI (BGBl. III Nr. 93/2018) in Anlage 1 

2. Die Bezeichnungen „Slowakische Republik“ bzw. „slowakisch“ treten an die Stelle der Bezeichnungen 
„Tschechoslowakische Republik“, „Tschechoslowakische Sozialistische Republik“, „CSSR“, 
„Tschechische und Slowakische Föderative Republik“ oder „CSFR“ bzw. „tschechoslowakisch“. 

Text 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

 a) Die aus der Republik Österreich stammenden Einkünfte – mit Ausnahme der unter lit. b 
fallenden Einkünfte – und die in der Republik Österreich gelegenen Vermögenswerte, die nach 
diesem Abkommen in der Republik Österreich besteuert werden dürfen, sind in der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik von der Besteuerung ausgenommen. Die 
Tschechoslowakische Sozialistische Republik darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das 
übrige Einkommen oder das übrige Vermögen dieser Person den Steuersatz anwenden, der 
anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von 
der Besteuerung ausgenommen wären. 

 b) Bei der Festsetzung der tschechoslowakischen Steuern werden die aus der Republik Österreich 
stammenden Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 12, 16 oder 17 in der Republik Österreich 
besteuert werden dürfen, in die Bemessungsgrundlage einbezogen. Die in der Republik 
Österreich nach den Artikeln 10, 12, 16 und 17 gezahlte Steuer wird auf die von diesen 
Einkünften in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik erhobene Steuer angerechnet. 
Der anzurechnende Betrag darf aber den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht 
übersteigen, der auf diese in der Republik Österreich steuerpflichtigen Einkünfte entfällt. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(2) Bei einer in der Republik Österreich ansässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

 a) Bezieht eine in der Republik Österreich ansässige Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach diesem Abkommen in der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik besteuert werden, so nimmt die Republik 
Österreich, vorbehaltlich der lit. b diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der Besteuerung 
aus; die Republik Österreich darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen 
oder das übrige Vermögen dieser Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn 
die betreffenden Einkünfte oder das betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung 
ausgenommen wären. 

 b) Bezieht eine in der Republik Österreich ansässige Person Einkünfte, die nach den Artikeln 10 
oder 12 in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik besteuert werden dürfen, so 
rechnet die Republik Österreich auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den 
Betrag an, der der in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik gezahlten Steuer 
entspricht. Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten 
Steuer nicht übersteigen, der auf die Einkünfte entfällt, die aus der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik bezogen werden. 
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